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Abb. 1: Die Installation von elektrischen Leitungsanlagen in Gebäuden geht mit umfangreichen brandschutztechnischen Anforderungen einher. 

MLAR auf dem Prüfstand - Teil 1 
Die Muster-Leitungsanlagen-Richtlinie (MLAR) ist zentral für den Brandschutz in der technischen 
Gebäudeausstattung. Seit Einführung der ersten Fassung dieser Richtlinie wurden die Anforderungen 

regelmäßig verschärft. Zumindest in Teilen darf bezweifelt werden, dass diese Zusatzanforderungen 
mit tatsächlichen Schadenerfahrungen zu begründen sind. Angesichts der hohen Umsetzungskosten 
sollte geprüft werden, ob alle Forderungen der MLAR angemessen und zielführend sind. Der Beitrag 

geht darauf ein, wie praxistauglich und schutzzielgerecht die Regelungen der MLAR sind. 

Dipl.-Ing. Matthias Dietrich 

ZU Beginn dieses Beitrags möchte ich Sie als interessierten Le- 

ser zu folgendem Gedankenexperiment einladen: Würde man 

Ihnen die Frage stellen, an welcher Position die Anordnung einer 

Elektrounterverteilung aus brandschutztechnischer Sicht anzuraten 

sei, so würden Sie diese - unter Bezugnahme auf die Bestimmun- 

gen der MLAR - sicherlich keinesfalls innerhalb eines notwendigen 

Treppenraums oder eines notwendigen Flurs anordnen. Vermutlich 

würden Sie eine Positionierung innerhalb der Nutzungseinheit be- 

vorzugen (Abb. 2). 

Dieser Reflex ist durchaus begründet. Dabei bleibt allerdings außer 

Betracht, dass eine Brandentstehung durch die Elektrountervertei- 

Iung auch innerhalb einer Nutzungseinheit erhebliche Auswirkun- 

gen haben kann. Zunächst ist festzustellen, dass eine brennende 

Elektrounterverteilung innerhalb der Nutzungseinheit zu einer ent- 

sprechenden Rauchausbreitung führen wird. 
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Befinden sich weitergehende Brandlasten im Umfeld, muss sogar 

eine Brandausbreitung befürchtet werden. Dies ginge mit einem 

enormen Rauch- und Brandschaden innerhalb der Nutzungseinheit 

einher. Gleichzeitig würde dies wiederum zu einer Gefährdung der 

in der Nutzungseinheit befindlichen Personen führen. Da innerhalb 

einer Nutzungseinheit keine voneinander unabhängigen Rettungs- 

wege erforderlich sind, kann ein solches Brandereignis zum Ausfall 

des gesamten Rettungswegsystems innerhalb der betroffenen Nut- 

zungseinheit führen. 

Würde die Elektrounterverteilung dagegen innerhalb eines notwen- 

digen Flurs positioniert, wäre zumindest keine Ausbreitung des 

Brandereignisses zu befürchten. Die brandlastarme Gestaltung 

notwendiger Flure führt dazu, dass dieses Brandereignis auf die 

Elektrounterverteilung beschränkt bliebe. Allerdings wäre eine Aus- 

breitung des Rauchs nicht auszuschließen. 
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Da Flurtüren vorschriftskonform über keine Selbstschließfunktion 

verfügen müssen, könnten von dieser Rauchausbreitung sowohl 

der notwendige Flur selbst als auch die angrenzenden Nutzungs- 

einheiten betroffen sein. Die Verrauchung des notwendigen Flurs 

geht unbestritten mit einer Personengefährdung einher, insbeson- 

dere wenn beide Rettungswege über diesen notwendigen Flur ge- 

führt werden. 

Würde die Anordnung der Elektrounterverteilung dagegen innerhalb 

eines notwendigen Treppenraums erfolgen, bliebe die Rauchaus- 

breitung auf den notwendigen Treppenraum beschränkt. Die klassi- 

fizierten Abschlusstüren (die i. d. R. zumindest dicht- und selbst- 

schließend auszuführen sind) würden eine Rauchausbreitung auf 

weitere Nutzungsbereiche wirksam verhindern. Die Vorgabe, wo- 

nach innerhalb von notwendigen Treppenräumen fast ausschließ- 

lich nichtbrennbare Baustoffe erforderlich sind, würde eine Brand- 

ausbreitung ausschließen. Eine konkrete Personengefährdung auf- 

grund des verrauchten Treppenraums wäre bei dieser Fallkonstella- 

tion nicht zu erwarten, da für alle Nutzugseinheiten mit Aufent- 

haltsräumen ein alternativer Rettungsweg zur Verfügung steht. Der 

unmittelbare Ausgang ins Freie garantiert geringe Eindringtiefen 

für die Einsatzkräfte der Feuerwehr und sorgt dafür, dass die 

Brandbekämpfungsmaßnahmen unmittelbar und zielgerichtet er- 

folgen können. Zudem gewährleisten die öffenbaren Fenster oder 

die Öffnung zur Rauchableitung den Abzug der entstandenen 

Rauchgase. 

Zugegebenermaßen ist dieses Gedankenexperiment provokant. 

Aber es soll verdeutlichen, dass die reflexartige Umsetzung der Be- 

stimmungen der Muster-Leitungsanlagen-Richtlinie nicht immer zu 

logischen Ergebnissen führt. Interessanterweise werden entspre- 

chende elektrische Verteilungen i. d. R. innerhalb eines notwendi- 

gen Treppenraums bedenkenlos akzeptiert, wenn es sich um die 

Feuerwehr-Informationszentrale einer Brandmeldeanlage handelt, 

und dies, obwohl die Brandlast beider Einrichtungen durchaus ver- 

gleichbar ist. 

Dass die MLAR bei der Anordnung einer Elektrounterverteilung in- 

nerhalb eines notwendigen Treppenraums eine brandschutztechni- 

sche Einhausung fordert, während innerhalb eines notwendigen 

Flurs (über den beide Rettungswege geführt werden dürfen) nur 

eine nichtbrennbare Abdeckung erforderlich ist, sollte uns durch- 

aus nachdenklich werden lassen. Dagegen ist die Anordnung einer 

Elektrounterverteilung innerhalb der Nutzungseinheit trotz der da- 

mit einhergehenden Gefährdungen gemäß MLAR ohne besondere 

Schutzmaßnahmen zulässig. 

Aber nicht nur im Hinblick auf die Anordnung von elektrischen Ver- 

teilungen kann die Sinnhaftigkeit einiger Anforderungen der MLAR 

in fachlicher Hinsicht hinterfragt werden. Aus einer kritischen Aus- 

einandersetzung mit dieser Richtlinie ergeben sich die nachfolgen- 

den Änderungsvorschläge: 

Änderungsvorschlag 1 

Abschnitt 1 der MLAR definiert ihren Geltungsbereich. Sie wurde 

im Jahr 2015 dahin gehend ergänzt, dass diese Richtlinie nunmehr 

auch auf bauordnungsrechtlich vorgeschriebene Vorräume und Si- 

cherheitsschleusen anzuwenden ist [02]. 
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Abb. 2:; Elektrounterverteilungen dürfen in notwendigen Treppenräumen 
nur in Verbindung mit brandschutztechnisch klassifizierten Abtrennungen 

angeordnet werden. 
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Abb. 3: Schutzzielgerecht ist die Anordnung von Parkscheinautomaten und 

ähnlichen elektrischen Einrichtungen in der Sicherheitsschleuse einer Garage. 

Die MLAR gestattet dies jedoch nicht. 

Während die Beachtung der Vorgaben für die Kabelbrandlasten bei 

den Vorräumen von Hochhäusern unbestritten zielführend ist, 
muss deren Sinnhaftigkeit bei Sicherheitsschleusen von Garagen 

kritisch hinterfragt werden (Abb. 3). Bringt die Begrenzung der Ka- 

belbrandlasten in der Sicherheitsschleuse einer Garage irgendei- 

nen brandschutztechnischen Mehrwert? Da in Mittel- und Großga- 

ragen grundsätzlich mindestens zwei voneinander unabhängige 

bauliche Rettungswege zur Verfügung stehen müssen, stellt eine 

Rauchentwicklung in einer entsprechenden Schleuse kein ernsthaf- 

tes Problem dar. Zu diesem Ergebnis wird man auch bei der Bewer- 

tung entsprechender Sicherheitsschleusen einer Garage vor Auf- 

zugvorräumen kommen. 
Im Übrigen fehlt es in den Landesbauordnungen der Bundesländer 

sogar an einer entsprechenden bauordnungsrechtlichen Regelung 

für Vorräume und Sicherheitsschleusen. 
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Gemäß 8 40 Abs. 2 MBO sind „in notwendigen Treppenräumen, in 

Räumen nach & 35 Abs. 3 Satz 2 und in notwendigen Fluren [...] Lei- 

tungsanlagen nur zulässig, wenn eine Nutzung als Rettungsweg im 

Brandfall ausreichend lang möglich ist“ [03]. Vorräume und Sicher- 

heitsschleusen werden hier nicht erwähnt. In Anbetracht dessen 

laufen die materiellen Vorgaben der MLAR bereits rein formell ins 

Leere. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll und angemessen, die 

Sicherheitsschleusen von Garagen (wieder) aus dem Geltungsbe- 

reich der MLAR herauszunehmen. 

Änderungsvorschlag 2 

Entsprechend Abschnitt 3.2.1 fordert die MLAR, dass Elektro-Ins- 

tallationskanäle oder -rohre bei einer offenen Verlegung innerhalb 

der Rettungswege aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen müs- 

sen. Diese Vorgabe wurde im Jahr 1998 in die MLAR aufgenommen 

[04]. Die Umsetzung dieser Anforderung führt zu einem maßgebli- 

chen Mehraufwand gegenüber der Verwendung von Kunststoffka- 

nälen und -rohren. Fraglich ist, ob die Verschärfung der Richtlinie 

tatsächlich angemessen ist. Bei den wenigen Fallgestaltungen, bei 

denen elektrische Leitungsanlagen ohne brandschutztechnische 

Abtrennung innerhalb eines Rettungswegs verlegt werden dürfen, 

kann durchaus die Auffassung vertreten werden, dass Elektro-Ins- 

tallationskanäle oder -rohre keine maßgebliche Risikoerhöhung 

darstellen. 
Aus diesem Grund wird vorgeschlagen, die Vorgaben zur Anord- 

nung nichtbrennbarer Installationskanäle oder -rohre bei einer offe- 

nen Verlegung ersatzlos zu streichen. Dies entspräche im Übrigen 

den Anforderungen der MLAR aus dem Jahr 1993 [05]. 

Änderungsvorschlag 3 

Wie bereits beim eingangs angestellten Gedankenexperiment aus- 

geführt, sind Messeinrichtungen und Verteiler gegenüber notwen- 

digen Treppenräumen und Räumen zwischen notwendigen Trep- 

penräumen und Ausgängen ins Freie durch mindestens feuerhem- 

mende Abschlüsse aus nichtbrennbaren Baustoffen mit umlaufen- 

der Dichtung abzutrennen. Diese Anforderung geht sogar über die 

bauordnungsrechtlich erforderliche Anforderung an Türen zwi- 

schen einem notwendigen Treppenraum und einer Wohnung hin- 

aus, wonach (je nach Bundesland) dichte oder dicht- und selbst- 

schließende Türabschlüsse erforderlich sind. Ist es tatsächlich 
sachgerecht, dass eine Elektrounterverteilung zum notwendigen 

Treppenraum über einen entsprechend klassifizierten Abschluss 

verfügen muss, während Wohnungen und sonstige Nutzungseinhei- 

ten (mit dort ebenfalls befindlichen Elektrounterverteilungen in 

Verbindung mit einem wesentlich höheren Gefährdungspotenzial) 

keiner entsprechenden Abtrennung bedürfen? Während ausge- 

dehnte Wohnungsbrände zum Alltagsgeschehen gehören, ist die 

Zahl der Brandereignisse von Elektrounterverteilungen in notwendi- 

gen Treppenräumen zu vernachlässigen. 

Dass notwendige Treppenräume aufgrund von Raucheintritt (bau- 

rechtskonform) als Rettungsweg unbenutzbar werden dürfen, führt 

Herr Dr. Michael Schleich vom Ministerium für Heimat, Kommuna- 

les, Bau und Digitalisierung des Landes Nordrhein-Westfalen in 

einem Schreiben an den Autor dieses Artikels treffend aus: 
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Abb. 4: Die offene 

Anordnung von 
WLAN-Routern in 

notwendigen Fluren 

ist gemäß MLAR un- 
zulässig. Aber stellt 

dies tatsächlich 

eine Gefahr dar? 

„In Bezug auf Ihr Beispiel eines Abstellraumes zur Anordnung von 

Waschmaschinen erlaube ich mir den Hinweis, dass Waschmaschinen 

zwar eine Zündquelle darstellen können und dass durch einen Wasch- 

maschinenbrand Rauch durch einen dicht- und selbstschließenden - 

jedoch nicht rauchdichten - Abschluss in den notwendigen Treppen- 

raum eindringen könnte, jedoch hat der Gesetzgeber für diesen Fall den 

zweiten Rettungsweg vorgesehen.“ [06] 
Vor diesem Hintergrund wird vorgeschlagen, entsprechend der Fas- 

sung der MLAR von 1988 die Anforderung dahin gehend zu reduzie- 

ren, dass elektrische Messeinrichtungen und Verteiler zu notwendi- 

gen Treppenräumen lediglich mit nichtbrennbaren Abdeckungen 

mit geschlossenen Oberflächen abzutrennen sind [07]. 

Änderungsvorschlag 4 
Bei der Bewertung von Messeinrichtungen und Verteilern in not- 

wendigen Fluren und notwendigen Treppenräumen kommt es regel- 

mäßig insofern zu Problemen, als dort WLAN-Router, strombetrie- 

bene Heizungsverteilungen und elektrische Bildschirme angeord- 

net werden sollen (Abb. 4). 
Hinsichtlich dieser Thematik wurde bereits im Jahr 2014 in der Nie- 

derschrift über die Dienstbesprechung des Bauministeriums NRAW 

mit den Bauaufsichtsbehörden Folgendes ausgeführt: 

„In notwendigen Fluren dürfen [...] nur einzelne kurze Stichleitungen of- 

fen verlegt werden. Insofern können offen verlegte Leitungen zu W-Lan 

Routern in notwendigen Fluren gegen die LAR NRW verstoßen, da der 

Router i. d. R. nicht der Versorgung des Flures dient. Zunächst ist aber 

zu prüfen, ob es nicht möglich ist, einen W-Lan Router in den an den 

notwendigen Flur unmittelbar angeschlossenen Räumen zu installie- 

ren. Wenn dies nicht möglich ist, spricht aus Brandschutzgründen 

nichts gegen die Anordnung von einzelnen W-Lan Routern in notweni- 

gen Fluren.“ [08] 
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Da durch WLAN-Router, strombetriebene Heizungsverteilungen 

und elektrische Bildschirme innerhalb von notwendigen Fluren und 

notwendigen Treppenräumen wegen ihrer Materialbeschaffenheit 

allenfalls eine geringfügige Verrauchung und keinerlei Brandaus- 

breitung zu erwarten ist, sollte die offene Anordnung dieser Ein- 

richtungen in den vorgenannten Rettungswegen aus Sicht des Au- 

tors künftig gestattet werden. 

Änderungsvorschlag 5 

Gemäß Abschnitt 3.4 Buchstabe c MLAR müssen Gaszähler in not- 

wendigen Fluren durch mindestens feuerbeständige Bauteile aus 

nichtbrennbaren Baustoffen abgetrennt sein. Dies führt bereits in- 

sofern zu Schwierigkeiten, da notwendige Flure i. d. R. nur über feu- 

erhemmende Wände verfügen müssen. Während die vorgenannte 

Anforderung bei Gebäuden der Gebäudeklasse 5 durch eine höhere 

Bemessung der Flurwände erfüllt werden kann, ginge die Umset- 

zung bei den Gebäudeklassen 1 bis 4 regelmäßig mit erheblichem 

Mehraufwand einher. Ein Gebäude der Gebäudeklasse 3 wäre bei- 

spielsweise in den Obergeschossen lediglich feuerhemmend zu 

klassifizieren. Für die Abtrennung eines Gaszählers wird jedoch ein 

Feuerwiderstand von mindestens 90 Minuten eingefordert. 

Aus diesem Grund wird vorgeschlagen, die Bestimmungen des 

Abschnitts 3.4 Buchstabe c MLAR in dem Sinne abzuändern, 
dass Gaszähler in notwendigen Fluren grundsätzlich lediglich 

feuerhemmend abzutrennen sind. 

Änderungsvorschlag 6 
Entsprechend den Vorgaben des Abschnitts 3.5.3 MLAR müssen 

Unterdecken in Rettungswegen aus nichtbrennbaren Baustoffen 

bestehen und in notwendigen Treppenräumen sowie in Räumen 

zwischen notwendigen Treppenräumen und Ausgängen ins Freie 

bei einer Brandbeanspruchung sowohl von oben als auch von unten 

mindestens der notwendigen Feuerwiderstandsfähigkeit der De- 

cken entsprechen. 

Soweit alle Leitungsdurchdringungen der Treppenraumumfas- 

sungswände über eine fachgerechte Abschottung verfügen, stellt 

sich die Frage, warum der Feuerwiderstand einer Unterdecke in die- 

sem Zusammenhang an die Feuerwiderstandsfähigkeit der Ge- 

schossdecken geknüpft wird. Es ist nicht zu erwarten, dass die Ka- 

belbrandlasten innerhalb eines Deckenhohlraums tatsächlich zu 

einer Temperaturbeaufschlagung gemäß Einheitstemperaturzeit- 

kurve in Verbindung mit einer Brandbeanspruchung von auch nur 

annähernd 30 Minuten führen werden (Abb. 5). 

Aus diesem Grund stellt die vorgenannte Anforderung aus Sicht 

des Autors eine unverhältnismäßig hohe Anforderung dar. Der wirt- 

schaftliche Aufwand ist allein schon deshalb enorm, weil derarti- 

gen Unterdecken so zu bemessen sind, dass keine Beeinträchti- 

gung durch herabfallende Installationen erfolgt. Ferner sind auch 

Revisionsöffnungen in feuerbeständiger Bauweise deutlich aufwen- 

diger, als wenn diese lediglich feuerhemmend auszuführen wären. 

Aus diesem Grund wird vorgeschlagen, den Abschnitt 3.5.3 MLAR 

in dem Sinne abzuändern, dass Unterdecken zur Abtrennung von 

Kabelbrandlasten innerhalb (!) notwendiger Treppenräume lediglich 

feuerhemmend und nichtbrennbar ausgeführt werden müssen. 
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Abb. 5: Bei Kabelbrandlasten im Unterdeckenbereich innerhalb (!) eines notwen- 
digen Treppenraums ist keinesfalls eine Brandbeaufschlagung mit einer Dauer 

von mehr als 30 Minuten zu erwarten. 

Änderungsvorschlag 7 

Abschnitt 4.2 MLAR definiert Erleichterungen für die Leitungs- 

durchführungen durch feuerhemmende Wände. Durch sie - ausge- 

nommen Wände notwendiger Treppenräume und von Räumen zwi- 

schen notwendigen Treppenräumen und den Ausgängen ins Freie - 

dürfen unter definierten Randbedingungen einzelne elektrische Lei- 

tungen sowie einzelne dichtgepackte Kabelbündel mit bis zu 50 

mm Durchmesser und Rohrleitungen aus nichtbrennbaren Baustof- 

fen geführt werden. 

Die vorgenannte Erleichterung ist für feuerhemmende Wände zu- 

lässig und gilt somit sowohl für die Trennwände zwischen Nut- 

zungseinheiten als auch für die Wände notwendiger Flure. Es ist 

nicht unmittelbar erkennbar, warum diese Erleichterung nicht auch 

für die Wände notwendiger Treppenräume und entsprechender 

„Treppenraumerweiterungen“ gelten sollte. Insbesondere aus den 

Schadenerfahrungen liegen keine Erkenntnisse vor, wonach die An- 

wendung dieser Ausführungsregel zu Schwächungen im Hinblick 

auf das Abschottungsprinzip geführt hätten. Gäbe es diesbezüg- 

lich tatsächlich negative Erfahrungen, dann wäre diese Erleichte- 

rung grundsätzlich nicht gerechtfertigt und müsste gestrichen wer- 

den. 

Aus diesem Grund wird vorgeschlagen, die Erleichterungen des Ab- 

schnitts 4.2 MLAR grundsätzlich auf alle feuerhemmenden Wände 

(und somit auch auf notwendige Treppenräume und die Räume zwi- 

schen notwendigen Treppenräumen und den Ausgängen ins Freie) 

zu erweitern. 

Änderungsvorschlag 8 

Abschnitt 5 der MLAR definiert die bauordnungsrechtlichen An- 

forderungen an den Funktionserhalt elektrischer Leitungsanlagen 

für bauordnungsrechtlich vorgeschriebene sicherheitstechnische 

Anlagen. 
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Abb. 6: Die Dauer des 

Funktionserhalts sollte 

grundsätzlich an den erfor- 
derlichen Feuerwiderstand 

des Gebäudetragewerks 

geknüpft werden. 
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Dazu führt Abschnitt 5.2 MLAR aus, dass entsprechende Verteiler 

von elektrischen Leitungsanlagen „in eigenen, für andere Zwecke 

nicht genutzten Räumen, untergebracht werden [müssen]“ [01]. Die 

Umfassungsbauteile dieser Räume müssen aus nichtbrennbaren 

Baustoffen bestehen. Türen in diesen Umfassungswänden müssen 

mit einer Feuerwiderstandsfähigkeit entsprechend der notwendi- 

gen Dauer des Funktionserhalts ausgeführt werden. 

Die Vorgabe zur Anordnung eines eigenen, für andere Zwecke nicht 

genutzten Raums ist auf den ersten Blick sinnvoll und zielgerichtet. 

Allerdings verhindert diese Einschränkung regelmäßig eine Zusam- 

menführung gemeinsamer Räume für sicherheitstechnische Anla- 

gen und Einrichtungen. Beispielsweise dürften aus Gründen des 

Brandschutzes keine Bedenken bestehen, wenn die Zentrale der 
Brandmelde- und Alarmierungsanlage gemeinsam mit der Steue- 

rungstechnik der Einbruchmeldeanlage in einem gemeinsamen 

Raum angeordnet wird. Insbesondere aufgrund der brandschutz- 

technischen Abtrennung derartiger Technikräume wären die Aus- 

wirkungen bei einem dortigen Brandereignis auf das restliche Ge- 

bäude lediglich von untergeordneter Bedeutung. Selbst die Kombi- 

nation der Zentrale einer Sicherheitsbeleuchtungsanlage mit ande- 

ren sicherheitstechnischen Einrichtungen dürfte in diesem Zusam- 

menhang als unkritisch anzusehen sein, da bei einer Brandentste- 

hung in diesem Technikraum nicht zeitgleich mit einem Ausfall der 

allgemeinen Stromversorgung gerechnet werden muss. Es sollte 

schließlich in dem Sinne eine Anpassung der MLAR erfolgen, dass 

sicherheitstechnische Anlagen und Einrichtungen unter bestimm- 

ten Randbedingungen auch in gemeinsamen Technikräumen zu- 

sammengefasst werden dürfen. 

Die Vorgabe des Abschnitts 5 MLAR, wonach die Umfassungsbau- 

teile ausschließlich aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen müs- 

sen, führt im Hinblick auf die zunehmende Holzbauweise verstärkt 

zu Problemen. 
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Da inzwischen hinreichend klassifizierte Bauteile in Holzbauweise 

verfügbar sind, wäre eine entsprechende Anpassung dieser Anfor- 

derung an die Entwicklung des Bauwesens zielgerichtet. Vor die- 

sem Hintergrund sollten die Umfassungsbauteile künftig lediglich 

mit dem Feuerwiderstand des erforderlichen Funktionserhalts aus- 

zuführen sein. Die Vorgabe zur ausschließlichen Verwendung nicht- 

brennbarer Baustoffe sollte in diesem Zusammenhang entfallen. 

Abschließend bleibt noch die Frage zu beantworten, ob es tatsäch- 

lich erforderlich ist, die Zugangstüren zu entsprechenden Technik- 

räumen mit einer Feuerwiderstandsfähigkeit entsprechend der 

Dauer des Funktionserhalts auszubilden. Die Systematik, wonach 

in Trennwänden auch bei feuerbeständigen Umfassungsbauteilen 

lediglich feuerhemmende Abschlusstüren notwendig sind, hat sich 

in der Praxis bewährt. Aus diesem Grund wird vorgeschlagen, für 

entsprechende Räume - unabhängig vom erforderlichen Feuerwi- 

derstand der Umfassungsbauteile - künftig grundsätzlich feuer- 

hemmende, rauchdichte und selbstschließende Abschlüsse zu for- 

dern. 

Änderungsvorschlag 9 

Abschnitt 5.3 MLAR definiert für bestimmte technische Anlagen 

und Einrichtungen einen Funktionserhalt von mindestens 90 Minu- 

ten. Dabei bleibt allerdings unberücksichtigt, dass Gebäude der Ge- 

bäudeklassen 1 bis 4 regelmäßig über eine Feuerwiderstandsdauer 

der tragenden und aussteifenden Bauteile von weniger als 90 Minu- 

ten verfügen. Unbestritten ist es nicht notwendig, den Funktionser- 

halt der sicherheitstechnischen Anlagen und Einrichtungen für 

einen Funktionserhalt von 90 Minuten zu bemessen, wenn das Ge- 

bäudetragwerk bereits zu einem deutlich früheren Zeitpunkt versa- 

gen darf. Aus diesem Grund sollte die Dauer des Funktionserhalts 

künftig an den erforderlichen Feuerwiderstand des Gebäudetrag- 

werks anknüpfen (Abb. 6). 
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Änderungsvorschlag 10: 

Gemäß Abschnitt 5.3 MLAR muss die Dauer des Funktionserhalts 

der Leitungsanlagen bei Personenaufzügen mit Brandfallsteue- 

rung - ausgenommen sind Leitungsanlagen, die sich innerhalb der 

Fahrschächte oder der Triebwerksräume befinden - mindestens 
30 Minuten betragen. 

Diesbezüglich steht die Frage im Raum, weshalb ein kostenträchti- 

ger Funktionserhalt gefordert wird, obgleich eine entsprechende 

Evakuierungsfahrt bereits unmittelbar nach Brandentstehung ein- 

geleitet und wenige Augenblicke später bereits abgeschlossen sein 

wird. Muss für diesen kurzen Zeitraum tatsächlich ein brandbe- 

dingtes Versagen der elektrischen Versorgungsleitungen befürch- 

tet werden? Aus diesem Grund wäre es angemessen, auf einen 

Funktionserhalt für die elektrischen Leitungsanlagen von Aufzügen 

mit einer Brandfallsteuerung zu verzichten, wenn die Auslösung der 

Evakuierungsfahrt automatisch durch eine (flächendeckende) 

Brandmeldeanlage eingeleitet wird. 

Für die Fälle, in denen ein Funktionserhalt aufgrund einer nicht vor- 

handenen Brandmeldeanlagenüberwachung notwendig ist, sollte 

der Ausnahmetatbestand hinsichtlich des Verzichts auf einen 

Funktionserhalt in der Form erweitert werden, dass nicht nur die 
Leitungsanlagen innerhalb der Fahrschächte oder der Triebwerks- 

räume, sondern auch jene innerhalb notwendiger Treppenräume 

über keinen Funktionserhalt verfügen müssen. Bei Aufzugsanlagen 

innerhalb notwendiger Treppenräume würde dies eine angemesse- 

ne Erleichterung darstellen. 

Zusammenfassung 

Bei einer ingenieurmäßigen Betrachtung der Muster-Leitungsanla- 

gen-Richtlinie ist festzustellen, dass nicht alle Anforderungen 

schutzzielgerecht und angemessen sind. Insbesondere einige ma- 

terielle Verschärfungen der vergangenen Jahre müssen als überzo- 

gen bewertet werden. Im Hinblick auf die dringend notwendige 

Kostenreduzierung im Baubereich müssen die bestehenden Brand- 

schutzanforderungen kritisch hinterfragt werden. Welche Einspa- 

rungen sind möglich, ohne das bauordnungsrechtliche Sicherheits- 

niveau zu unterlaufen? Aus Sicht des Autors besitzen die vorste- 

henden Änderungsvorschläge entsprechendes Einsparpotenzial. 

Gegenwärtig besteht lediglich die Möglichkeit, im Zuge der Brand- 

schutzfachplanung einzelfallbezogen im Rahmen einer Erleichte- 

rung oder Abweichung zu agieren - zweifelsohne ein mühevolles 

und gelegentlich haftungsrechtlich riskantes Unterfangen, das mit- 

unter auch der Zustimmung durch die Prüfinstanz bedarf. Aus die- 

sem Grund wären entsprechende Anpassungen der Muster-Lei- 

tungsanlagen-Richtline wünschenswert. 

Ausblick 

Im zweiten Teil dieser Serie wird die historische Entwicklung der 

Muster-Leitungsanlagen-Richtlinie betrachtet. Dies soll als Hilfe- 

stellung bei der brandschutztechnischen Bewertung von Bestands- 

gebäuden dienen und einen sachgerechten und wirtschaftlichen 

Umgang mit bestehenden elektrischen Leitungsanlagen ermögli- 

chen. M 
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